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1. Einleitende Bemerkungen 
 

Europas Vergangenheit ist durch eine lange Zeit kriegerischer Auseinandersetzungen zwi-

schen den Nationalstaaten gekennzeichnet. Den bitteren Höhepunkt bildeten die beiden Welt-

kriege des letzten Jahrhunderts. So entstand getragen vom Wunsch nach dauerhaftem Frieden 

sowie Stabilität und Sicherheit die Idee eines geeinten Europas. Die äußere Bedrohung durch 

die Sowjetunion in Zeiten des kalten Krieges dürfte den Wunsch nach Europäisierung zusätz-

lich verstärkt haben.  

 

Europas Zukunft soll durch fortschreitende politische wie wirtschaftliche Integration nicht nur 

einen dauerhaften Frieden, sondern auch wachsenden Wohlstand für alle Europäer erbringen. 

Man verspricht sich zudem die Lösung der dringenden Probleme auf dem Arbeitsmarkt und 

im sozialen Bereich. Ziele der gemeinsamen Sozialpolitik sind gemäß Art. 136 EG � Vertrag    

• die Förderung der Beschäftigung und Entwicklung des Arbeitskräftepotentials, 

• die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen,  

• der Ausbau des sozialen Schutzes, 

• die Förderung des sozialen Dialoges, 

• sowie die Bekämpfung von Ausgrenzungen.  

 

Dabei ist unklar, inwieweit der europäische Einigungsprozess diese Ziele erreichen kann. Es 

stellt sich sogar die Frage, ob man die europäische Ebene überhaupt mit den Problemen von 

Arbeitsmarkt und Sozialpolitik belasten sollte. Dabei soll der Bereich der Sozialpolitik hier im 

Zentrum der Diskussion stehen, wobei seine enge Verknüpfung mit dem Beschäftigungsziel 

im Auge behalten werden muss. Diskutiert wird, welche Bereiche der Sozialpolitik überhaupt 

einer europäischen Koordination bedürfen, in welchen Bereichen Koordination risikoreich ist 

und in welchen Bereichen eine Koordination schädlich ist. 

 

Zunächst wird in Kapitel 2 das Thema in seinen historischen Kontext eingebettet sowie ein 

Überblick über die wesentlichen Problemfelder gegeben. In Kapitel 3 wird die Theorie des 

fiskalischen Föderalismus kurz dargelegt. Sie versucht, Antworten zu geben auf die Frage, 

welcher Politikbereich auf welcher staatlichen Ebene optimal angesiedelt ist. Es wird ein 

Rahmen entworfen, an dem man eine Einordnung der Sozialpolitiken vornehmen und den 

Grad notwendiger europäischer Koordination ablesen kann. In Kapitel 3 werden dann jene 

sozialpolitischen Felder, die in Kapitel 2 als wesentlich für die Diskussion herausgearbeitet 
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wurden, in diesen Rahmen eingeordnet. Dies sind einerseits ordnungspolitische Rahmenbe-

dingungen und gesetzliche Standards im sozialen Bereich und andererseits die Sozialbudgets 

in den Systemen der sozialen Sicherung1. Kapitel 4 fasst in einem Fazit kurz die derzeitigen 

Fehlentwicklungen und Gefahren für die Zukunft der Europäischen Sozialpolitik zusammen.  

 

 

2. Europäische Sozialpolitik und ihre Probleme � Ein Überblick 
 

Der Europäisierungsprozess begann mit dem Pariser Vertrag 1951 zur Gründung der Montan-

union (Tab. 1). Ihr ursprünglicher Zweck war eine bessere Kontrolle der deutschen Ressour-

cen, die im Gegensatz zur Nachkriegszeit des ersten Weltkrieges in Kooperation mit Deutsch-

land durchgeführt werden sollte. Man erhoffte sich das Ende der jahrhundertealten deutsch-

französischen Rivalität. In den Römischen Verträgen wurde mit der Gründung von EWG und 

EAG das Ziel eines gemeinsamen Marktes festgeschrieben, auch eine Annäherung der Wirt-

schaftspolitiken wurde vereinbart. 1962 einigte man sich auf eine schrittweise Einführung 

einer gemeinsamen Agrarmarktordnung, die u.a. eine angemessene Lebenshaltung für Be-

schäftigte in der Landwirtschaft vorsieht. 1968 wurde die Zollunion vollendet. Im Laufe der 

Zeit folgten weitere Zentralisierungen. Diese gipfelten 1986 in der Einheitlichen Europäi-

schen Akte sowie den Verträgen von Maastricht (1992) und Amsterdam (1997). 

 

Im Maastrichter Vertrag wurden die Rechte und Zuständigkeitsbereiche des Europäischen 

Parlaments hinsichtlich der legislativen Kompetenzen erneut erweitert. In bestimmten Berei-

chen wird das "Verfahren der Mitentscheidung" angewendet: Das Europäische Parlament 

kann einen Gesetzentwurf gegen das Votum des Ministerrates endgültig zu Fall bringen, wenn 

zuvor in einem gemeinsamen Vermittlungsausschuss von Rat und Parlament keine Einigung 

zustande gekommen ist. Mit der Verwirklichung des europäischen Binnenmarktes 1993 wur-

de der freie grenzüberschreitende Verkehr von Waren, Dienstleistungen, Arbeit und Kapital 

möglich. Der Vertrag von Amsterdam hat die Befugnisse des Europäischen Parlaments noch 

einmal erweitert. Das Mitentscheidungsverfahren wurde in der gemeinschaftlichen Gesetzge-

bung auf weitere Bereiche ausgedehnt. Zudem wurden die Verhandlungen zur EU-

Osterweiterung mit sechs Beitrittskandidatenländern aufgenommen. In Nizza legte man sich 

2000 schließlich auch auf eine gemeinsame Grundrechte-Charta fest.     

                                                 
1 Kein Gegenstand der Betrachtung ist hingegen das System der interregionalen Umverteilung zwecks Anglei-
chung der Lebensverhältnisse. Vgl. zur Diskussion der interregionaler Umverteilung innerhalb der sozialen Di-
mension etwa Paqué, 1989.  
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Tab. 1  Die Geschichte des Europäisierungsprozesses 
1951 Unterzeichnung des Pariser Vertrages zur Gründung der EGKS durch Belgien, Frankreich, Deutsch-

land, Italien, Luxemburg und die Niederlande 
1957 Römische Verträge zur Gründung von EWG und EAG 
1962 Gemeinsame Agrarpolitik 
1968 Vollendung der Zollunion 
1973 Beitritt von Dänemark, Irland und Großbritannien zur Europäischen Gemeinschaft 
1981 Beitritt Griechenlands 
1986 Beitritt Spaniens und Portugals 
1989 Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte 
1992 Unterzeichnung des Vertrages von Maastricht zur Gründung der EU  
1993 Verwirklichung des europäischen Binnenmarktes 
1995 Erweiterung um Finnland, Österreich und Schweden 
1997 Vertrag von Amsterdam mit integriertem �Abkommen über die Sozialpolitik�; Verhandlungen zur EU-

Osterweiterung 
1999 Einführung des Euro 
2000 Vertrag von Nizza und Verabschiedung einer Grundrechte-Charta 
 
 

Der Aufbau der Europäischen Union folgt dem Subsidiaritätsprinzip. Dieses erhielt seinen 

maßgeblichen Stellenwert im Prozess der Europäischen Integration mit den Vorschlägen zur 

Gründung der EU (Spinelli-Initiative, 1984). Delors brachte es 1990 als Gegengewicht zu den 

bestehenden Zentralisierungstendenzen wieder ins Gespräch (Eser, 1996, S.34f). Seitdem ist 

es ein leitendes Prinzip für die Aufgabenverteilung in der Union. Verankert ist das Prinzip im 

Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EGV) Art. 5. Im Vertrag von Ams-

terdam wird das Prinzip wieder aufgegriffen. Danach soll jedes Organ in der EU bei der Aus-

übung seiner Befugnisse die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips gewährleisten2. Dieser 

Grundsatz klingt einfacher, als er zu befolgen ist. Gerade angesichts immer neuer Kompe-

tenzverlagerungen auf die europäische Ebene stellt sich die Frage, wann � in Anwendung des 

Subsidiaritätsprinzips � die entsprechende Aufgabe an dezentralere Organe abzugeben ist und 

wann die zentrale Ebene dafür verantwortlich ist.    

 

Dieses Problem wird gerade auch im Bereich der sozialpolitischen Kompetenzen derzeit dis-

kutiert. Einige Entscheidungen zur Aufgabenverteilung scheinen dabei schon gefallen zu sein: 

Sozialpolitik ist nicht länger ein rein nationalstaatliches Politikfeld. Während die Ausgaben 

der EU im sozialen Bereich noch gering sind, so haben doch schon eine Reihe an Rahmenbe-

dingungen und Standards europaweite Gültigkeit. Sie orientieren sich dabei an der Gemein-

schaftscharta der sozialen Grundrechte von 1989 (Art. 136 EGV) (Tab. 2).  

 

 

                                                 
2 Vgl. zur Berücksichtigung der verschiedenen Dimensionen des Prinzips auch Nowotny (1997, S.102ff). 
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Tab. 2  Die sozialen Grundrechte der Gemeinschaftscharta von 1989 
I Recht auf Freizügigkeit jedes Arbeitnehmers der Europäischen Gemeinschaft 
II. Recht auf freie Wahl und Ausübung des Berufs sowie ein gerechtes Arbeitsentgelt 
III. Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen durch Angleichung 
IV. Anspruch auf angemessenen sozialen Schutz sowie ausreichende Leistungen zur Unterhaltssicherung 
V. Koalitionsfreiheit sowie freier Abschluss von Tarifverträgen 
VI. Recht auf Zugang zur beruflichen Bildung während des gesamten Erwerbslebens 
VII. Gewährleistung der Gleichbehandlung von Männern und Frauen sowie Ausbau der Chancengleichheit 
VIII. Weiterentwicklung der Unterrichtung, Anhörung und Mitwirkung der Arbeitnehmer 
IX. Recht auf Gesundheitsschutz und Sicherheit in der Arbeitsumwelt sowie Harmonisierung bestimmter 

Bedingungen 
X. Kinder- und Jugendschutz 
XI. Angemessener Lebensstandard für ältere Menschen nach ihren spezifischen Bedürfnissen 
XII. Anspruch der Behinderten auf konkrete ergänzende Maßnahmen zur Förderung der beruflichen und 

sozialen Eingliederung 
Quelle: BMA, 2001b 
 

Während die Verfolgung der Ziele �Ausbau des sozialen Schutzes�, �Förderung des sozialen 

Dialoges�, �Bekämpfung von Ausgrenzungen� und �Verbesserung der Lebens- und Arbeits-

bedingungen� sich in  der Sozialcharta wiederfinden und bereits in verschiedenen Gesetzen 

aufgegriffen worden sind, existiert im Bereich des Abbaus der Arbeitslosigkeit noch erhebli-

cher Reformbedarf. Die Arbeitslosenquoten liegen immer noch weit über denen der US-

amerikanischen Wirtschaft. Bis 2000 lässt sich zwar konjunkturbedingt ein leichter Rückgang 

der Arbeitslosenzahlen erkennen, als Folge der lahmenden Konjunktur steigen sie in jüngster 

Zeit aber wieder an3. Dies hat seine Ursachen darin, dass die strukturellen Ursachen der Ar-

beitslosigkeit zu Zeiten guter Konjunkturentwicklung nicht angegangen wurden. Höhere Be-

streitbarkeit internationaler Güter- und Kapitalmärkte, kürzere Produktlebenszyklen, Wandel 

der Unternehmensorganisation, wachsende qualifikatorische Anforderungen an die Arbeit-

nehmer und eine veränderte sektorale Struktur der Arbeitsnachfrage haben ein volatileres Um-

feld geschaffen und die Anpassungslasten in Deutschland wie auch in anderen hochentwickel-

ten Volkswirtschaften in den letzten Jahrzehnten vergrößert, während die Anpassungskapazi-

tät der Wirtschaft sich wenig weiterentwickelt hat4. Auf rigiden Arbeitsmärkten, auf denen 

Lohnveränderungen und Entlassungsmöglichkeiten institutionell beschränkt werden, wird ein 

Anstieg der Volatilität höhere Arbeitslosigkeit verursachen als bei vergleichbarem Lohnni-

veau auf einem flexiblen Arbeitsmarkt (Bertola/Ichino, 1995). Eine adäquate Reaktionsfähig-

keit erfordert entweder eine ausreichende sektorale, regionale und berufliche Mobilität der 

Beschäftigten oder flexible Löhne und Lohnstrukturen. Der deutschen Volkswirtschaft fehlt 

es aber an beidem (Berthold/Stettes, 2001). Die institutionellen Rahmenbedingungen, welche 
                                                 
3 Nach Berechnungen des Sachverständigenrat ist die um saisonale Einflüsse bereinigte Arbeitslosenquote für 
Deutschland (Jahresdurchschnitt 2001) auf  9,4% gestiegen. 3,85 Millionen Personen waren arbeitslos registriert 
(Sachverständigenrat, 2001, S.151). 
4 Vgl. zur ausführlichen Erklärung der deutschen Beschäftigungsmisere auch Fehn (1997). Für innovative Re-
formansätze zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit siehe Berthold/Fehn/von Berchem (2001). 
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die Rigiditäten verursachen, sind dabei oft jene, mit denen soziale Ziele verfolgt werden. Ge-

rade Arbeitsmarktinstitutionen und Mindeststandards zum Ausbau des sozialen Schutzes, zur 

Förderung des sozialen Dialoges oder zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen 

sowie direkte Umverteilungsleistungen zugunsten sozial Schwächerer schränken die Flexibili-

tät auf dem Arbeitsmarkt häufig ein.  

 

Existiert aber ein Zielkonflikt zwischen der Effizienz auf den Arbeitsmärkten und dem Aus-

bau des sozialen Schutzes, so muss die Lösung gesucht werden, welche die Präferenzen der 

Bevölkerung am besten erfüllen kann. Dies spricht für eine dezentrale Lösung, sofern keine 

gegensprechenden Gründe vorhanden sind. Vor diesem Hintergrund ist es für einzelne sozial-

politische Kompetenzen zu hinterfragen, inwieweit eine Zentralisierung auf europäischer E-

bene, wie sie aus der Sozialcharta erfolgt,  im Bereich der Sozialpolitik notwendig und hilf-

reich ist. Dabei sind diverse sozialpolitische Instrumente hinsichtlich Koordinationserforder-

nis zu hinterfragen. Diese gliedern sich einerseits in ordnungspolitische Rahmenbedingungen 

der Bereiche Arbeitsmarkt und Sozialordnung, die sich wiederum unterteilen lassen in jene, 

die für eine Zunahme der Wahlfreiheiten sorgen, und in jene, die Wahlfreiheit durch Standar-

disierung beschränken. Andererseits sind die sozialpolitischen Maßnahmen zu untersuchen, 

die an ein staatliches Budget geknüpft sind. Dies sind zum einen die staatlich organisierten 

Systeme der Sozialversicherungen und zum anderen das System der Leistungen an Bedürfti-

ge. 

 
 
3. Die Theorie des Föderalismus  

Erste Frage bei der Festlegung einer zuständigen staatlichen Ebene zur Erfüllung einer sozial-

politischen Aufgabe sollte immer sein, ob überhaupt eine staatliche Institution diese Aufgabe 

übernehmen muss. Die Marktlösung bietet den großen Vorteil, dass sie auf freiwilligen 

Tauschbeziehungen basiert und unter Wettbewerb zu paretoeffizienten Ergebnissen führt. 

Man kann davon ausgehen, dass sich durch Transaktionen über den Markt niemand schlechter 

stellen wird. Der demokratische Staat hingegen basiert auf Abstimmungen, in denen Minder-

heiten überstimmt werden. Diese werden per Mehrheitsentscheidung schlechter gestellt. Ein 

zweiter bedeutender Vorteil des Marktes ist der Wettbewerb zwischen den Wirtschaftsakteu-

ren: Er lenkt das Warenangebot entsprechend den Präferenzen der Konsumenten, sorgt für 

eine kostenminimale Produktion und lenkt die Faktoren der Produktion in ihre beste Verwen-

dungsmöglichkeit. In dynamischer Perspektive sorgt er für eine schnelle Anpassung an sich 
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ändernde Rahmenbedingungen und bietet Anreize zu technischem Fortschritt, Innovation und 

Imitation. Deshalb ist es unter Ökonomen unumstritten, dass nur in dem Fall, in dem Markt 

oder Wettbewerb versagen, der Staat eingreifen darf. Ansonsten sollte er sich auf die Festle-

gung geeigneter Rahmenbedingungen zurückziehen (Abb. 1). 

Abb. 1  Politische und Ökonomische Märkte 

 Funktionsfähiger Markt Marktversagen 
Funktionierender Politischer 
Markt mit homogenen Präfe-

renzen 

Freiwillige Tauschbeziehun-
gen am Markt 

Staatliches Aufgabengebiet 

 
Unvollkommene Politische 

Märkte 
Freiwillige Tauschbeziehun-

gen am Markt 
Marktversagen oder Staats-

versagen 

Im Fall des Marktversagens muss jeweils geprüft werden, ob der Staat die entsprechende 

Aufgabe lösen soll. Während diese Aufgabenteilung an sich unumstritten ist, so wird die Fra-

ge, ob der Staat eine konkrete Aufgabe besser lösen kann als der Markt, zumeist heiß disku-

tiert. Dass sich sowohl im Bereich von Mindeststandards als auch im Bereich der Sicherungs-

systeme Marktversagenstatbestände finden lassen, heißt noch nicht, dass eine staatliche Lö-

sung hier überlegen ist. So ist am Beispiel der Alterssicherung auch eine private Lösung unter 

hinreichenden staatlichen Rahmenbedingungen denkbar, die dieses Marktversagen beheben 

(Vorschrift zur Mindestsicherung etc.). Lediglich ordnungspolitische Rahmenbedingungen 

sind eindeutig vom Staat aufzustellen und durchzusetzen.  

Lediglich in jenen Aufgabenbereichen, in denen eine staatliche Aufgabenlösung hinsichtlich 

Effizienz die Marktlösung übertrifft, stellt sich die Frage, welche staatliche Ebene gefordert 

ist. Dabei reicht der Grad der staatlichen Ebenenbildung in der gängigen finanzwissenschaft-

lichen Literatur von kommunalen Einheiten bis hin zum Nationalstaat. Aber auch oberhalb 

des Nationalstaates � etwa für die Europäische Union - ist der Föderalismusgedanke anwend-

bar.   

Ein großes Gewicht für eine optimale Aufgabenverteilung im Bereich der Sozialpolitik auf 

die fiskalischen Ebenen ist den Präferenzen der Bürger für die vom Staat bereitgestellten Gü-

ter beizumessen (Schuster/Vaubel, 1996, S.181). Sind die Präferenzen in einem Gebiet bezüg-

lich des Bündels der staatlich bereitgestellten Güter sehr homogen, unterscheiden sich aber 

stark von den Präferenzen der Bürger in anderen Gebieten, so bietet es sich an, zur Bereitstel-

lung des entsprechenden Güterbündels eine Gebietskörperschaft zu implementieren, die exakt 

dem Gebiet entspricht, in dem die Präferenzen homogen sind und das Güterbündel nachge-
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fragt wird. Dabei ist dieses Kriterium umso wichtiger, je homogener die intraregionalen Prä-

ferenzen und je heterogener die interregionalen sind. Auf diese Weise lassen sich die Wohl-

fahrtsverluste, die durch das Überstimmen von Minderheiten entstehen, gering halten. Der 

Fehler einer einheitlichen staatlichen Bereitstellung des Güterbündels ist in der Nichtberück-

sichtigung dieser variierenden Präferenzen über die Regionen hinweg zu sehen (Oates, 1972, 

S.11). Je dezentraler die Aufgaben ausgeführt werden, desto besser kann das staatliche Gut 

den Präferenzen der Individuen in den jeweiligen Gebieten angepasst werden. Am Zielkon-

flikt zwischen dem Abbau der Arbeitslosigkeit durch Arbeitsmarktflexibilisierung und sozia-

lem Schutz durch einschränkende Standards lässt sich dies gut verdeutlichen: Eine dezentrale 

Entscheidung kann unterschiedliche Präferenzen in den einzelnen Staaten besser befriedigen. 

Wenn zentraleuropäische Länder im Vergleich zu angelsächsischen Staaten lieber eine höhere 

Arbeitslosigkeit für höhere soziale Standards in Kauf nehmen, so kann eine dezentrale Politik 

diesem Wunsch nachkommen.   

 

Als gewichtige Argumente gegen eine vollkommen dezentrale Bereitstellung staatlicher Leis-

tungen werden die Eigenschaften öffentlicher Güter angeführt. Können andere Gebiete von 

der Nutzung eines Gutes nicht ausgeschlossen werden, so führt die Bereitstellung des entspre-

chenden Gutes zu einem positiven externen Effekt auf die Nachbarregionen. Wird die Anzahl 

der betroffenen Regionen zu groß, kommt es zum Gefangenendilemma, und eine Coase-

Lösung zur Internalisierung der Spillovers scheitert an den Aufteilungsregelungen des Inter-

nalisierungsgewinnes (Inman/Rubinfeld, 1997, S.48f). Aus Free-Rider-Verhalten folgt Unter-

versorgung. Eine dezentrale Lösung führt zu einem suboptimalen Ergebnis. Analog gilt dies 

bei der Existenz negativer grenzüberschreitender Spillovers. Dies macht eine gebietsübergrei-

fende Instanz zur Internalisierung erforderlich. Existenz und Ausmaß solcher Spillovers sind 

aber gerade im Bereich der Sozialpolitik kritisch zu hinterfragen. Die üblichen Verdächtigen 

wie soziale Mindeststandards werfen allenfalls unter Annahme regionenübergreifender altru-

istischer Präferenzen Spillovers auf. Externalitäten lassen sich in der Sozialpolitik allerdings 

in der Form sozialpolitisch motivierter Wanderungen finden. Die andere Eigenschaft öffentli-

cher Güter, die Nichtrivalität im Konsum, wie sie zum Beispiel bei sozialpolitischen Normen 

oder Standards zu finden ist, impliziert nachfrageseitige Größenvorteile bei der Bereitstellung 

durch den Staat. Das Vorliegen solcher Größenvorteile spricht wenn nicht zwingend für ein 

zentrales Angebot, so doch zumindest für ein koordiniertes Vorgehen (Schuster/Vaubel, 1996, 

S.185).    



 9 

Föderale Dezentralisierung kann unter geeigneten Rahmenbedingungen einen Wettbewerb 

autonomer Gebietskörperschaften entfachen. Wettbewerblicher fiskalischer Föderalismus 

entsteht, wenn Bürger ihre individuellen Präferenzen für ein bestimmtes Bündel staatlicher 

Güter und Leistungen durch Wanderungsentscheidungen artikulieren können. Politiker erhal-

ten durch Ab- und Zuwanderung Signale, inwiefern die Bürger auf Änderungen des staatli-

chen Angebotes reagieren. Die Diskussion des Wettbewerbs der Gebietskörperschaften oder 

Regionen geht auf Tiebout zurück, der darlegte, dass bestimmte öffentliche Güter nicht not-

wendigerweise auf zentraler Ebene angeboten werden müssen (Tiebout, 1956). Unter 

geeigneten Annahmen gelangte Tiebout zu dem Schluss, dass der Wähler als Konsument der 

staatlichen Leistungen sich in jene Gebietskörperschaft begibt, welche exakt seine 

Präferenzen befriedigt, solange Gebietskörperschaften mit beliebiger Größe an Personen 

zugelassen sind. Wettbewerb der Gebietskörperschaften wird als Instrument zur Erreichung 

der Übereinstimmung von individuellen Präferenzen und staatlichem Angebot betrachtet. Der 

Migrationsprozess bewirkt eine weitgehende Übereinstimmung der Präferenzen der Bürger in 

den einzelnen Gebietskörperschaften, da sich Bürger mit ähnlichen Präferenzen in einem 

Gebiet zusammenfinden. Dies darf als der bedeutende Vorteil des Wettbewerbs 

gebietskörperschaftlicher Institutionen gesehen werden. Durch die Wanderung zwischen den 

Institutionen entstehen erst jene homogenen Bevölkerungsgruppen, aufgrund derer wiederum 

eine dezentrale Bereitstellung wünschenswert wird. Auch bei einer intraregional heterogenen 

Bevölkerungsgruppe im Ausgangszustand können so alle Präferenzen durch fiskalisch 

föderalen Wettbewerb befriedigt werden.  

 

Aus Sicht der Public Choice zügelt föderaler Wettbewerb zudem den Staat als Leviathan 

(Sinn, 1992), indem er die staatliche Budgetrestriktion einengt. Geht man davon aus, dass jede 

Art von Besteuerung den Unwillen der Bürger erregt, und, solange sich an der Leistungsseite 

der Staatstätigkeit nichts ändert, sukzessive zu Abwanderung führt, so wird jede Erhöhung der 

Wettbewerbsintensität zu einer Verbesserung des Verhältnisses zwischen der Qualität staatli-

cher Ausgaben und den Staatseinnahmen führen. Dies kann explizite finanzwirtschaftliche 

Beschränkungen der Besteuerungsgewalt substituieren oder ergänzen (Brennan/Buchanan, 

1988, S.232). Dabei kann nicht nur über unterschiedliche Steuersätze wettbewerblich agiert 

werden, auch auf der Leistungsseite ist ein Wettbewerb zwischen unterschiedlichen Arten und 

Qualitäten staatlicher Güterbündel etablierbar. In dynamischer Hinsicht lässt sich ein erhöhter 

Innovations- und Imitationsanreiz für die Bereitstellung öffentlicher Güter festhalten. Wett-
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bewerb erhöht den Anreiz staatlicher Anbieter, Kosteneinsparungen durch neue Technologien 

oder Methoden zu realisieren.  

 

Gerade an den Annahmen des Tiebout-Modells lässt sich Kritik üben. Die vollkommene Mo-

bilität der Wähler zwischen den Regionen, die vollständige Information, die große Anzahl an 

Gebietskörperschaften als Voraussetzung für vollständige Konkurrenz, vor allem aber die 

implizite Annahme überregional eingeschränkter Nichtausschließbarkeit und Nichtrivalität 

erscheinen problematisch. Das Modell lässt sich auf reine öffentliche Güter nicht anwenden. 

Für alle anderen staatlichen Güter und Leistungen, die im Kern eher private Güter oder lokal 

öffentliche Güter sind, erscheint Wettbewerb der Gebietskörperschaften aber als ein Weg, 

eine effiziente Bereitstellung der Güter zu erzwingen.  

 

Im folgenden Kapitel werden einzelne sozialpolitische Aufgabenbereiche untersucht, ob sie 

einem föderalen Systemwettbewerb auf europäischer Ebene unterzogen werden können. Je 

geringer die Problematik internationaler öffentlicher Güter (Spillovers und Größenvorteile) 

virulent wird und je positiver die Wirkungen des Wettbewerbs zwischen europäischen Sozial-

systemen eingeschätzt werden, desto eher ist für einen Verzicht auf Koordination zu plädieren 

(Klodt, 1999)5. Vice versa wäre die Alternative eine dezentrale Ausgestaltung, in der aber die 

Aufgabenlösung koordiniert angegangen wird, oder die Verlagerung auf die zentrale Ebene 

                                                 
5 Mit einer solchen Festlegung ist ein Wettbewerb im hayekianischen Sinne allerdings nicht mehr möglich (Hay-
ek, 1968). Ein Anhänger der hayekianischen Theorie könnte der Zuordnung einzelner sozialpolitischer Felder 
berechtigterweise vorwerfen, dass sie einen Teil der Lösungsfelder eines Entdeckungsverfahrens schon vorab 
ausgrenzt.  

 
Abb. 2  Welche Politikbereiche müssen koordiniert werden? 

Positive oder negative 
grenzüberschreitende  
Spillover; 
Nachfrageseitige  
Größenvorteile 

Zunehmende  Präferenzkosten;   

Koordination sinnvoll Koordination risikoreich 

Koordination überflüssig Koordination schädlich 

Große Wirkung des Systemwettbewerbs ist zu vermuten 
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(Abb. 2)6. Der Schritt zwischen Koordination und Zentralisierung ist dabei gering. Einem 

koordinierten Vorgehen dezentraler Ebenen wohnt eine inhärente Zentralisierungstendenz 

inne (Blankart, 1999, S.146f). Eine Koordination wäre nicht nötig, würde das Vorgehen im 

Sinne aller liegen. Folglich existiert eine vorteilhafte Außenseiterposition analog einer Kar-

tellsituation. Um deren Wahrnehmung zu unterbinden, ist eine zentrale Ebene mit Sanktions-

möglichkeiten erforderlich. Eine Koordination wird also unweigerlich zu einer Aufgabenüber-

tragung an eine zentrale Ebene führen.  

 
 
4. Die einzelnen Felder europäischer Sozialpolitik:  
    Wettbewerb oder Koordination 
 

(a) Sinnvolle Koordination 

Eine wesentliche Bedingung für einen funktionierenden Systemwettbewerb zwischen den EU-

Staaten ist ausreichend hohe grenzüberschreitende Mobilität. Ein Wettbewerb kommt nur 

zustande, wenn die Kunden zwischen den Produkten wählen können und nicht an ein Produkt 

gebunden sind. In all jenen Bereichen, in denen eine wettbewerbliche Ausgestaltung der nati-

onalen Wirtschaftspolitiken vorgezogen wird, ist es Aufgabe der europäischen Ebene, jedwe-

de künstliche Beschränkung der Mobilität abzubauen. So ist sicherzustellen, dass Personen 

bei einem Staatswechsel nicht aus den Sicherungssystemen fallen, sondern vom anderen Staat 

übernommen werden. Ein Wechsel von einem Staat in den anderen muss mit einem Wechsel 

der Sicherungssysteme einhergehen, um Wettbewerb zwischen den Systemen zu ermöglichen. 

Die Wechselkosten sollten möglichst gering gehalten werden. Dies umfasst etwa im Bereich 

der Sozialversicherungen die Möglichkeit, Ansprüche aus diversen nationalstaatlichen Siche-

rungssystemen zu erhalten. Ein Wechsel ins Gastland kann mit einem Wechsel der Versiche-

rung einhergehen, andernorts erworbene Ansprüche oder Anrechnungszeiten (im Fall der Al-

terssicherung) müssen aber erhalten bleiben. Der Kronberger Kreis schlägt für die staatliche 

Alterssicherung ein Kombinationsprinzip vor, in dem sich die Rentenleistungen aus Zahlun-

gen unterschiedlicher Staaten zusammensetzen können (Donges et al., 1996, S.39). Wichtig 

ist, dass der staatliche Mindestabsicherungszwang aufrecht erhalten werden kann, und dass 

ein Wechsel der Versicherung möglich ist. Dafür ist ein koordiniertes Vorgehen zwingend 

notwendig. Es ist begrüßenswert, dass die Sozialcharta das Gebot der Freizügigkeit für Ar-

beitnehmer an erster Stelle auflistet. 

 
                                                 
6 Der Bereich links unten im Koordinatenbereich wird - da wirtschaftspolitisch nicht so spannend - nicht disku-
tiert.  
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Obwohl die grenzüberschreitende Mobilität in der EU noch gering ausfällt, so geht die Frei-

zügigkeit der Arbeitnehmer einigen Hochlohn-Mitgliedsstaaten doch schon zu weit. In der 

Beschäftigung von Ausländern aus anderen EU-Staaten zu niedrigen Löhnen und Lohnneben-

kosten sehen Unternehmensvertreter wie Gewerkschaftsführer in den Hochlohnländern den 

Tatbestand des Sozialdumpings erfüllt7. Daher brachte die europäische Kommission eine Ini-

tiative zu einer "Entsenderichtlinie" ein (Franzmeyer, 1998). Nachdem diese Initiative 1991 

zunächst am Widerstand der Hauptentsendeländer- Großbritannien, Irland, Italien und Portu-

gal - gescheitert war, erließen einige Aufnahmeländer - Belgien, Frankreich, Luxemburg, Ös-

terreich - eigene Schutzvorschriften. In Deutschland scheiterte die Implementierung des "Ent-

sendegesetzes" im nationalen Alleingang zunächst an der Verweigerung der Allgemeinver-

bindlichkeitserklärung für den Mindestlohn durch die Arbeitgeberverbände (Mein-

hardt/Seidel, 1996, 155f.). Ende 1996 einigte man sich dann auf europäischer Ebene auf die 

Anwendung des Grundsatzes �Gleiches Entgelt bei gleichwertiger Arbeit� (Europäische 

Kommission, 1997, S.241). Genau dies aber ist der falsche Weg einer koordinierten europäi-

schen Wirtschaftspolitik. Unter dem Vorwurf des Lohndumpings werden ausländische Arbei-

ter vom Markt ferngehalten. Derlei Mobilitätsbeschränkungen sind koordiniert abzubauen. 

Erst dann wird es den Bürgern der Europäischen Union möglich, je nach Präferenz sich in die 

Staaten zu begeben, in denen eine gute Chance auf einen Arbeitsplatz, hohe Einkommenser-

zielungsmöglichkeiten und somit auf einen höheren Lebensstandard besteht. 
 

Tab. 3  Einkommensunterschiede als Grund zur Migration? 
 
Ziel Anzahl an Immigranten (in 1000) 

(Durchschnitt 1995-98) 
Einkommensverhältnis von Herkunfts-

land zum Gast-Land (1997) 
Australien 87,4 60,7% 
Belgien 51,2 77,7% 
Kanada 207,3 44,0% 
Dänemark    (nur 1995-97)      26,1 70,4% 
Finnland 7,8 43,4% 
Frankreich 77,5 28,3% 
Deutschland 679,3 47,1% 
Italien     (nur 1998)         111,0 40,8% 
Japan 243,9 43,2% 
Niederlande 75,6 73,4% 
Norwegen 18,0 71,8% 
Schweden 33,6 90,1% 
Schweiz 77,5 76,3% 
Großbritannien     (nur 1995-97)    219,8 71,5% 
USA 773,8 22,0% 
Quelle: OECD  (2000) 
 
 

                                                 
7 Vgl. zu dieser Argumentation Tegtmeier (1996, S.136-138). 
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Die Tatsache, dass unterschiedliche Lebensstandards bei der Wahl einer Migrationsentschei-

dung eine bedeutende Rolle spielen, ist unumstritten. Tabelle 3 zeigt das Einkommensverhält-

nis als durchschnittliches Pro-Kopf-Einkommen (BIP) aller Immigranten im Herkunftsland 

(soweit Daten verfügbar) anteilig am durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen des Gastlan-

des (BIP) im Jahr 19978. Es ist erkennbar, dass im Durchschnitt der Wohlstand im Herkunfts-

land klar unter dem im Einwanderungsland liegt. Von einem Einfluss sowohl der Höhe des 

individuellen Einkommens als auch der Einkommenserzielungsmöglichkeiten auf die Migra-

tionsentscheidung ist folglich auszugehen. 

 

Hinderlich bzgl. eines Systemwettbewerbs ist, dass zum gegenwärtigen Zeitpunkt die grenz-

überschreitende Mobilität in Deutschland und Europa nicht besonders hoch ist. So betrug 

1998 weder der Anteil der Immigranten aus der EU noch jener der Emigranten in andere EU-

Staaten mehr als 0,25% der deutschen Bevölkerung (Statistisches Bundesamt, 2000, S.80). 

Die Einwanderung aus EU-Staaten nach Deutschland erreichte 1995 ein Maximum von 177,2 

Tausend und ist seitdem wieder gefallen (OECD, 1998, S.271). Auch für Belgien, Dänemark, 

Frankreich, Luxemburg und die Niederlande lässt sich kein nennenswerter Anstieg der Migra-

tion aus EU-Staaten nachweisen (Krueger, 2000). Im Vergleich zu den USA ist die Mobilität 

wesentlich geringer. Soweit diese Immobilität auf institutionelle Hemmnisse zurückzuführen 

ist, ist eine weitere Koordination zum Abbau dieser Hemmnisse zu empfehlen. Es ist Aufgabe 

der europäischen Ordnungspolitik, den Staatenwechsel zu ermöglichen, die institutionell be-

dingten Wechselkosten gering zu halten und für Transparenz bezüglich der einzelnen staatli-

chen Bedingungen zu sorgen.  

 

Während die EU einerseits mittels ordnungspolitischer Leitlinien den Wettbewerb zwischen 

den Staaten im Sinne Tiebouts ermöglichen muss, indem sie für hinreichende Wahlfreiheit 

zwischen den staatlichen Systemen sorgt, muss sie ferner Harmonisierungsbestrebungen der 

Mitgliedsländer unterbinden, soll der Wettbewerb erhalten werden. Staaten haben ähnliche 

Anreize wie Unternehmen, sich dem Wettbewerb zu entziehen. Dies können sie durch kartel-

listische Absprachen erreichen. Kartelle erfordern aber Koordination der staatlichen Parame-

ter sowie eine zentrale Instanz zur Sanktionierung der Außenseiter (Blankart, 1999). Eine 

Aufgabe der EU muss somit nicht in der Schöpfung solcher Harmonisierungsregelungen, 

sondern in der Verhinderung derselben gesehen werden. Die Analogie zur Ordnungspolitik im 

                                                 
8 Die Datenverfügbarkeit schwankt zwischen 32,6% der Immigranten (Schweden) und 89,4% (Großbritannien). 
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Bereich der Marktwirtschaft zeigt auf, dass solche regulierenden Eingriffe genau wie Wett-

bewerb konstituierende Eingriffe vonnöten sind. 

 

 

(b) Risikoreiche Koordination 

Die Sicherung des Existenzminimums wird aufgrund der Gefahr von finanzierungsseitigem 

Free-Rider-Verhalten unumstritten als Aufgabe des Staates betrachtet (Berthold/Neumann, 

2001, S.256ff). Sie ist nicht nur aus distributiven Gründen notwendig, sondern führt auch bei 

der Unterstellung interdependenter Nutzenfunktionen zu einer allokativen Verbesserung im 

Sinne Paretos (Hochman/Rodgers, 1969). Diese Aufgabe liegt in der Verantwortung eines 

jeden einzelnen Staates der EU. Die Staaten lösen diese Aufgabe sowohl im Hinblick auf das 

Niveau als auch auf die Ausgestaltung unterschiedlich. Eine Koordination der Grundsiche-

rungssysteme innerhalb der EU findet nicht statt. 

 

Genau diese wird aber in der Literatur häufig gefordert (Sinn, 1996). Die Einführung eines 

Wettbewerbs bei der Bereitstellung öffentlicher Güter durch die Hintertür des Systemwettbe-

werbs führe zu einem Zusammenbruch des staatlichen Angebotes. Das Argument dazu liefern 

negative externe Effekte, die durch Wanderungsentscheidungen zustande kommen. Es wird 

befürchtet, dass sich die Transferempfänger der nationalen Grundsicherung jeweils in die 

Länder begeben, die ein hohes Existenzminimum durch staatliche Transferleistungen sicher-

stellen. Ein �Sozialtourismus� kommt bei unterschiedlichen Höhen der Grundsicherung in 

Gang. Ein Land mit ausgebautem Wohlfahrtsstaat und vergleichsweise hoher Grundsicherung 

wirkt wie ein Magnet auf potentielle Transferempfänger (Sinn, 1998, S.128f). Senkt ein Land 

hingegen seine Umverteilungsleistungen, wird es nach dieser Theorie aufgrund von Abwan-

derung weniger Empfänger unterstützen müssen. Die benötigten Mittel gehen zurück, die Bei-

tragszahler müssen weniger zahlen. Dies bewirkt zudem einen Anreiz für Wohlhabende zuzu-

ziehen. Jede Senkung der Grundsicherung hebt so den Wohlstand des Landes, die Empfänger 

hingegen wandern ab. Die Migrationsexternalitäten bzw. die dadurch entstehenden Kosten 

fallen in den Nachbarländern an, denn hier lassen sich die Empfänger nieder. Hier steigen 

daraufhin die Kosten des Sozialsystems. Jedes Land müsse nun der Theorie nach bestrebt 

sein, seine Umverteilungsleistungen zu drosseln, damit die Armen abwandern. Dies führt zum 

�Race to the Bottom�: Mit zunehmender Mobilität der Transferempfänger werden die Umver-

teilungsleistungen der Staaten immer geringer (Brown/Oates, 1987).  
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Die gegenläufige Meinung wiederspricht der These vom �Race to the Bottom� vor allem mit 

dem Argument beschränkter Mobilität der Transferempfänger (Berthold/Neumann, 2001, 

S.256ff). Ein Problem für den Wohlfahrtsstaat entstehe erst dann, wenn sich die europäischen 

Transferempfänger alle in die gut ausgebauten europäischen Wohlfahrtsstaaten begäben. Dies 

werde nicht geschehen, da eine Wanderungsentscheidung immer eine Totalentscheidung sei 

und nicht wie in der Literatur nur transferabhängig sei. Wichtig seien dabei auch 

nichtökonomische Faktoren wie kulturelle oder sprachliche Bindungen.  

 

Diese Mobilitätsbeschränkungen stellen sich außereuropäischen Immigranten nicht entgegen. 

Die ihr Gegenwartseinkommen maximierenden Transferempfänger unter ihnen werden sich 

rationaler Weise in den europäischen Staat mit den höchsten Transfers begeben. Borjas zeigt 

in einer empirischen Analyse für die USA, dass immigrierte Transferempfänger sich in der 

Tat wesentlich stärker auf die Staaten mit einem hohen Sicherungsniveau konzentrieren (Bor-

jas, 1999, S.615ff). Immigranten lösen Migrationsexternalitäten aus, wenn die Höhe der 

Grundsicherung bestimmt, wohin sie wandern. Und sie werden aus einkommensmotivierten 

Gründen jene Staaten mit Zuwanderung strafen, die über eine vergleichsweise gut ausgebaute 

Grundsicherung verfügen. Um dies zu verhindern, hat die Europäische Union 1993 die Asyl-

gesetzgebung verschärft. Asyl wird bei Einwanderung über ein EU-Drittland nicht mehr ge-

währt. Unter diesem Gesichtspunkt war dies eine sinnvolle Maßnahme. Seit 1993 ist die Ein-

wanderung aus nicht EU-Staaten nach Deutschland denn auch deutlich zurückgegangen. Ein 

bedeutender Anteil der Immigranten kommt aber immer noch aus Nicht-EU-Staaten. Hier ist 

möglicherweise noch Koordinationsbedarf zu sehen. 

 

Doch die Erosion des Wohlfahrtsstaates wird nicht nur durch Mobilitätsbeschränkungen ver-

hindert. Wanderungsentscheidungen orientieren sich nicht nur am Sicherungsniveau eines 

Staates, sondern sind auch einkommensmotiviert. Bessere Beschäftigungschancen und damit 

gestiegene zukünftige Einkommensperspektiven locken ebenfalls Transferempfänger an. Füh-

ren höhere Transfers über gesunkene Leistungsanreize zu einer höheren Zahl an Transferemp-

fängern und korrelieren hohe Transfers positiv mit Arbeitslosigkeit aufgrund staatlicher Rigi-

ditäten etwa im Niedriglohnsektor, so bedeutet eine Abwanderung in ein Land mit niedrigen 

Transfers und geringer Arbeitslosigkeit steigende Jobchancen und die Aussicht auf ein lang-

fristig höheres Einkommen. Ein solcher Zusammenhang zwischen Transferniveau und Wan-

derungsentscheidung konnte in einer Untersuchung für geringqualifizierte unverheiratete 

Frauen in den USA nachgewiesen werden (Kaestner/Kaushal/van Ryzan, 2001). Dies führt 
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die Wanderungen arbeitswilliger Transferempfänger in eine andere Richtung: In die Staaten 

mit dem geringsten Sicherungsniveau.  

 

Die empirischen Studien zur Überprüfung der �Race to the Bottom� These sind bislang kei-

neswegs eindeutig. Verschiedene Studien, fast alle in den USA durchgeführt, kommen zu 

unterschiedlichen Ergebnissen bzgl. der Relevanz der Migrationsexternalitäten9. In der EU 

sind die Folgen eines Sozialtourismus im Sinne der These vom �Race to the Bottom� bislang 

nicht auszumachen. Offensichtlich sind die unterschiedlichen Sicherungsniveaus noch nicht 

bedeutend genug für große Wanderungsbewegungen in der EU. Je nach Berechnung kann 

man sogar eher von einem �Race to the Top� als von einer Gefahr für den Wohlfahrtsstaat 

sprechen (Boeri, 2000, S.10f)10.  

 
Tab. 4  Mindestsicherung in den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union 

 Einzelperson 

ohne Kinder 

Paar & 2 

Kinder 

Einzelperson 

& 2 Kinder 

Festlegung 

der Beträge 

Belgien 1.102 1.469 1.469 National 

Dänemark 1.558 2.119 2.199 National 

Deutschland 590 1.774 1.473 National 

Finnland 693 2.096 1.609 National 

Frankreich 724 1.522 1.304 National 

Griechenland 248 248 248 National 

Großbritannien 621 1.535 1.252 National 

Irland 829 1.708 1.192 National 

Italien 809 2.059 1.718 Regional 

Luxemburg 1.613 2.896 2.090 National 

Niederlande 1.322 1.888 1.700 National 

Österreich 772 1.461 1.139 Regional 

Portugal 338 338 338 National 

Schweden 507 1.995 1.506 National 

Spanien 258 897 792 Regional 

  EU- Durchschnitt 801 1.600 1.330  

Quelle: Feist (2000); Angaben in DM 

 

 

                                                 
9 Vgl. für einen Überblick der Studien auch Brueckner (2000, S.514ff). Feld (2000) zeigt, dass in den USA vor-
nehmlich die Transferempfänger, in der Schweiz hingegen die Bezieher hoher Einkommen in Reaktion auf un-
terschiedliche Besteuerung wandern.   
10 Boeri veranschaulicht graphisch die Entwicklung der Generosität von Programmen zur Unterstützung Hilfsbe-
dürftiger zwischen 1985 und 1995.   
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Gerade Länder mit zuvor geringem sozialen Sicherungsnetz haben dieses kräftig ausgebaut. 

Die Unterschiede zwischen den Staaten im Bereich der Höhe der sozialen Mindestsicherung - 

siehe Tabelle 4 - sind aber nach wie vor bedeutend. Auch im Hinblick auf die Offenheit des 

Hilfesystems bezüglich der Nationalität gibt es starke Unterschiede. Während in Luxemburg 

nur Personen hilfeberechtigt sind, die gegenwärtig und in den letzten 20 Jahren mindestens 10 

Jahre lang ihren ständigen Wohnsitz in Luxemburg hatten, reicht in Großbritannien schon der 

tatsächliche Aufenthalt als Voraussetzung für den Hilfebezug aus (Feist, 2000, S.195f). 

 

Trotz dieser unterschiedlichen Regelungen ist es nicht zum Rückgang der Umverteilungsleis-

tungen gekommen. Eine Harmonisierung bzw. Koordination der Höhe der Umverteilung ist 

augenscheinlich derzeit nicht erforderlich. Die dezentrale Lösung hat den Vorteil, dass die 

Höhe der Sicherung des Existenzminimums je nach Rahmenbedingungen und Ergebnissen 

auf den nationalen Arbeitsmärkten variieren kann. So behindert sie den Prozess der Lohnbil-

dung im Bereich der Geringqualifizierten nicht. Eine �Hilfe zur Selbsthilfe� wie im deutschen 

Sozialhilfekonzept kann dann weiterhin gegeben werden. Eine koordinierte Sicherungshöhe 

hingegen ist bei regional unterschiedlichen Arbeitsmärkten nicht in der Lage, diese Aufgabe 

zu erfüllen. Die dezentral unkoordinierte Lösung ist vorzuziehen, die national heterogenen 

Bedürfnisse werden befriedigt. Allerdings kann sich diese Einschätzung bei einer Zunahme 

der Mobilität ändern. Insofern bringt Wettbewerb im Bereich der sozialen Mindestsicherung 

zwar ein Risiko mit sich, Koordination aber erscheint nicht zwingend erforderlich. Dement-

sprechend finden sich auch in der Sozialcharta keine Harmonisierungsbestrebungen, sondern 

lediglich die Forderung, dass Empfänger Leistungen der sozialen Sicherheit in ausreichender 

Höhe erhalten müssten (BMA, 2001b). 

 

 

(c) Schädliche Koordination  

Bei wohl keinem anderen Argument sind sich Gewerkschaftsführer wie Unternehmensvertre-

ter in höher entwickelten Staaten so einig wie bei diesem: Ausländische Konkurrenz ist unfair 

und geht auf Kosten anderer Staaten, wenn sie auf Lohndumping beruht. Dabei wird Lohn-

dumping mit Niedriglöhnen gleichgesetzt. Man verdächtigt das Ausland, in punkto Effizienz 

zwar nicht mithalten zu können, dies aber über unfaire Löhne zu kompensieren (Krug-

man/Obstfeld, 1997, S.25f). Zur Verhinderung einer solchen Niedriglohnkonkurrenz werden 

von der heimischen Industrie � Arbeitgebern wie Arbeitnehmern � entweder protektionisti-
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sche Maßnahmen empfohlen oder, soweit durchsetzbar, einheitliche Lohnbedingungen in den 

Ländern gefordert. Vorgeschobenes Ziel ist dabei die Rettung der heimischen Arbeitsplätze. 

 

Das Argument ist in nahezu allen Fällen unberechtigt. Dumping liegt laut WTO erst vor, 

wenn ein Anbieter sein Produkt im Ausland unter dem Preis im Herkunftsland verkauft11. 

Niedrigere Preise aufgrund geringerer Produktionskosten im Ausland sind demnach kein 

Dumping. Die Definition der WTO erfasst allerdings auch ökonomisch sinnvolle Preisdiskri-

minierungen (Krugman/Obstfeld, 1997, S.145). Eigentlich ist die Betrachtung auf die Produk-

tionskosten des Niedriglohnanbieters abzustellen. Nur wenn sie mit den geringen Preisen 

nicht gedeckt werden können, liegt Dumping vor. Nach letzterer Definition bedeutet Dum-

ping, dass die vom Unternehmer zu tragenden Kosten des Produktionsfaktors Arbeit in den 

ärmeren Staaten nicht die gesellschaftlichen Kosten des Faktors Arbeit widerspiegeln. Dazu 

müsste es massive Marktversagenstatbestände auf den ausländischen Arbeitsmärkten geben, 

die dort zu einer ruinösen Konkurrenz führen. Dies kann für die europäischen Staaten auf-

grund der staatlichen Sicherung des Existenzminimums nahezu ausgeschlossen werden. 

Selbst bei der Diagnose des Dumping-Tatbestandes wäre aber ein Abbau des Marktversagens 

einer europäischen Harmonisierung vorzuziehen (Kollmeier, 2001, S.353). 

 
Die Lohnunterschiede in Europa liegen hingegen an der unterschiedlichen Kapitalausstattung 

der Länder. Diese führt zu einer unterschiedlichen Grenzproduktivität des Faktors Arbeit. In 

den kapitalärmeren Ländern ist Arbeit relativ reichlicher vorhanden und damit auch preiswer-

ter. Dies zeigt das unterschiedliche Lohnniveau an. Kapitalärmere Länder haben ihre Vorteile 

in der Produktion arbeitsintensiver Produkte. Diese sollten sie nutzen. Hier liegt ihr Standort-

vorteil. Wenn dies mit einer Vereinheitlichung der Löhne verhindert wird, so rettet man zwar 

auf den ersten Blick die Arbeitsplätze Geringqualifizierter in den Hochlohnländern, verhindert 

aber im gleichen Moment die Schaffung neuer Arbeitsplätze in exportierenden Sektoren und 

verhindert den strukturellen Wandel. Wohlfahrtsverluste sind die Folge. 

 

Flexible Löhne sollen die Knappheiten am Arbeitsmarkt anzeigen. Staatliche Institutionen 

können diese Lenkungsfunktion nicht in adäquater Weise übernehmen. Die Ursachen der Ar-

beitslosigkeit sind in aller Regel im Versagen von Arbeitsmarktinstitutionen zu suchen. Dies 

lässt sich an Deutschland festmachen (Berthold, 2000, S.27-51). Eine zu aggressive Lohnpoli-

tik, inflexible Lohnstrukturen und ein hoher Zentralisierungsgrad der Tarifauseinandersetzun-

                                                 
11 Vgl. WTO (2001) 
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gen kennzeichnen den deutschen Arbeitsmarkt und verursachen eine Verschwendung des 

Produktionsfaktors Arbeit. Der politische Markt zeigt sich zu umfassenden Reformen nicht in 

der Lage. Der Verzicht auf Koordination hingegen schafft bei ausreichender Mobilität einen 

Wettbewerb der verschiedenen nationalstaatlichen Arbeitsmärkte, bei denen die Institutionen 

auf den Prüfstand geraten. Ineffiziente Arrangements können im Vergleich mit funktionieren-

den Arbeitsmärkten erkannt werden, Reformen werden attraktiver. Systemwettbewerb entfal-

tet hier eine positive Wirkung. Negative Spillovereffekte existieren nicht. Koordination ist zu 

unterlassen.   

 

Wenn die Arbeitsmarktinstitutionen vom föderalen Wettbewerb beurteilt werden sollen, dann 

ist nicht nur die Lohnbildung, sondern auch das Umfeld des Arbeitsmarktes einer europäi-

schen Koordination zu entziehen. Dazu gehören u.a. die Tarifautonomie, die Mitbestimmung 

sowie diverse soziale Mindeststandards. Mit der EG-Sozialcharta, die seit dem Amsterdamer 

Vertrag von sämtlichen Mitgliedsstaaten der EG anerkannt ist, wurde allerdings bereits der 

Weg in Richtung Koordination und Harmonisierung vorgegeben. Dabei wird hier nicht nur 

der Harmonisierung sozialer Standards der Weg geebnet, sondern auch der diverser Arbeits-

marktinstitutionen. So ist das Recht zur Gewerkschaftsbildung sowie zu freien Tarifverhand-

lungen mit in die Charta aufgenommen worden. Diese Regelung muss nicht zwingend schäd-

lich sein: In allen europäischen Ländern haben sich Organisationen zur Vertretung von Ar-

beitgebern und Arbeitnehmern herauskristallisiert. Das Recht auf die Bildung einer solchen 

Vereinigung lässt somit genügend Parameter für den zwischenstaatlichen Wettbewerb offen. 

Problematisch aber ist die in der Sozialcharta vorgesehene Möglichkeit, dass Vertragsverhält-

nisse nach europaweitem Dialog auf branchenübergreifender und sektoraler Ebene abge-

schlossen werden können (BMA, 2001b, S.4). Damit wird der Ausschaltung des föderalen 

Wettbewerbs im Bereich der Lohnverhandlungsinstitutionen die Tür geöffnet. Inflexible und 

undifferenzierte Lohnstrukturen können sich durchsetzen und zu einem weiteren Anstieg der 

Arbeitslosigkeit führen. Zudem gehen mit den komparativen Vorteilen im Falle einer europa-

weiten sektoralen Lohnangleichung auch handelsbedingte Wohlfahrtsgewinne verloren.         

 
Ein weiterer Punkt, der kritisch zu betrachten ist, ist der in der Sozialcharta geforderte Ausbau 

der Unterrichtung, Anhörung und Mitwirkung der Arbeitnehmer. In diesem Bereich wurde 

bereits mit der EU-Richtlinie �Europäische Betriebsräte� eine grenzüberschreitende Koordi-

nation verabschiedet (Feldmann, 1999, S.675). Von der Richtlinie betroffen sind alle in der 

EU tätigen Unternehmen und Konzerne mit über 1000 Arbeitnehmern, von denen mindestens 

150 im jeweils anderen Staat tätig sind. Die Zuständigkeit des Europäischen Betriebsrates 
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erstreckt sich auf jene wirtschaftlichen Angelegenheiten, die mindestens zwei Betriebe in ver-

schiedenen Mitgliedsstaaten betreffen. Eine Mitentscheidung solcher Betriebsräte wirft einige 

gravierende Probleme auf: Notwendige unternehmerische Entscheidungen werden verzögert, 

der unternehmensinterne Wettbewerb der Betriebsstätten wird erschwert, womöglich werden 

je nach Abstimmungsverfahren des Betriebsrates sogar ineffiziente Entscheidungen getroffen. 

Dies kann in Krisenzeiten zum gleichmäßigen Abbau der Arbeitsplätze anstelle einer Stand-

ortschließung bis hin zur Schließung anderer als der tatsächlich ineffizienten Standorte füh-

ren. Ein föderaler Wettbewerb könnte unterschiedliche Arten von Unterrichtung, Anhörung 

und Mitwirkung der Arbeitnehmer auf ihre Effizienz überprüfen.  

 

Nicht nur mit dem Argument des Lohndumpings, sondern auch mit dem verwandten Argu-

ment des Sozialdumpings werden häufig Harmonisierungen gefordert. Die ärmeren Staaten 

verschafften sich unlautere Wettbewerbsvorteile, indem sie dringend erforderliche sozialpoli-

tische Maßnahmen unterließen. Dabei kann es sich um Sozialversicherungsabgaben des Ar-

beitgebers, die Arbeitszeit, die Anzahl der Urlaubs- wie Feiertage, die Entlohnung im Krank-

heitsfall, die Länge des Mutterschaftsurlaubs, die Sicherheitsbestimmungen am Arbeitsplatz 

o.ä. handeln. Die Nichtimplementierung dieser sozialen Standards verbillige die ausländi-

schen Produkte auf unzulässige und den Wettbewerb verzerrende Weise und sei damit für 

Arbeitslosigkeit sowie für den zunehmenden Druck auf den Sozialstaat in entwickelteren 

Volkswirtschaften verantwortlich.  

 

Auch dieses Argument greift zu kurz. Sozialstandards sind lediglich eine andere Form indi-

rekter Arbeitskosten (Sinn, 2001). Statt einer höheren entgeltlichen Entlohnung erhalten die 

Arbeiter andere nichtpekuniäre Leistungen als adäquaten Ersatz. Sie können diesen Ersatz nur 

auf Kosten des Lohnes steigern. Sozialstandards können somit als indirekte Lohnkosten der 

Unternehmen interpretiert werden. Der Anteil dieser indirekten Entlohnung kann sich je nach 

Präferenz der Bevölkerung unterscheiden. Dumping liegt hingegen erst vor, wenn ein Staat 

bei der Ausgestaltung seiner Sozialstandards bewusst Verluste einkalkuliert, indem er auch 

auf effiziente produktivitätssteigernde Standards verzichtet, um dadurch seinen Unternehmen 

Vorteile auf dem Auslandsmarkt zu verschaffen (Kollmeier, 2001, S.348). Die negativen 

Rückwirkungen des Verzichts fallen dann aber auch im eigenen Land an, während das Aus-

land lediglich seine Waren kostengünstiger und deshalb preiswerter erhält.    
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Die Präferenz nach sozialem Schutz divergiert in den einzelnen Staaten der EU beträchtlich. 

Es ist aber eine starke positive Korrelation zwischen direkter Entlohnung und indirekten Ar-

beitskosten festzustellen (Sinn, 2001, S.8). Dies deutet auf eine einkommenselastische Nach-

frage nach Sozialstandards hin. Ist die Nachfrage nach Standards einkommenselastisch, wer-

den reiche Staaten höhere Standards präferieren als ärmere Staaten. Versuche, diese Standards 

auch den armen Ländern vorzuschreiben, verfehlen deren Präferenzen, wenn sie statt dessen 

höhere Löhne bevorzugen (Siebert/Klodt, 1998). Implementiert man hingegen die Sozialstan-

dards bei gegebenem Lohnniveau in den ärmeren Nationen, so vernichtet man durch die Er-

höhung der Arbeitskosten deren komparative Vorteile in der Produktion arbeitsintensiver Gü-

ter. Die Folgen sind dann analog derer einer Lohnharmonisierung (Schuster/Vaubel, 1996, 

S.189). 

 

Trotzdem ist die EU bestrebt, den sozialen Schutz auszubauen. Die Sozialcharta enthält eine 

breite Palette von Regulierungszielen. Diese sind zwar zunächst einmal unverbindlich, haben 

aber teilweise bereits eine Konkretisierung erfahren. Beispielhaft seien hier die Vorschriften 

zur Arbeitszeit genannt. In der Charta heißt es noch, der Angleichungsprozess erfolge �auf 

dem Wege des Fortschritts� (BMA, 2001b, S.2). Dies lässt darauf schließen, dass man im 

Zuge der Annäherung der Produktivitäten und Löhne eine entsprechend höhere Nachfrage 

nach dem Standard Arbeitszeitbeschränkung erwartet, die dann national befriedigt werden 

kann. Statt dessen wurde 1993 eine Arbeitszeitrichtlinie erlassen, die u.a. eine wöchentliche 

Höchstarbeitszeit von 48 Stunden vorschreibt.  

 

Auch in anderen Bereichen wie im Gesundheitsschutz, der Sicherheit in der Arbeitsumwelt, 

der Nichtdiskriminierung und Chancengleichheit sowie im Kinder- und Jugendschutz strebt 

die EU Koordination oder sogar Harmonisierung der Sozialstandards an (BMA, 2001b). Auch 

hier wirft aber die Implementierung gemeinsamer Standards Kosten auf, die in Ländern mit 

unterschiedlichem wirtschaftlichen Entwicklungsstand unterschiedlich schwer zu tragen sind. 

Komparative Vorteile ärmerer Länder, die sich hohe Standards nicht leisten können, entfallen, 

ihr Aufholprozess gerät ins Stocken (Sinn, 1994, S.90). Statt einen effizienten Systemwettbe-

werb zuzulassen, wird ein einheitliches Set an Standards durchgesetzt. Da es sich bei der 

Harmonisierung um Mindeststandards handelt, leiden vor allem jene Länder darunter, die eine 

Präferenz für niedrige Standards haben. 

 
Sozialnormen sind zwar kein öffentliches Gut, fallen aber trotzdem in den Aufgabenbereich 

des staatlichen Handelns. Genau wie verschiedene Arbeitsmarktinstitutionen können sie  
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sinnvolle Instrumente zur Behebung von Marktversagen sein. Zu solchen Kernstandards ge-

hören das Verbot jeglicher Zwangsarbeit, das Verbot der Diskriminierung in Beschäftigungs-

verhältnissen sowie das Verbot ausbeuterischer Kinderarbeit (OECD, 1996, S.26). All dies 

gehört staatlich reglementiert, verletzt es doch offensichtlich individuelle Präferenzen. Damit 

sind solche Standards allesamt gegen Marktversagenstatbestände gerichtet (Berthold/Hilpert, 

1998, S.3ff). Aber diese Korrekturen sind jeweils auf die Art des Marktversagens abzustim-

men. Herrschen in den Ländern unterschiedliche Rahmenbedingungen, so sind auch unter-

schiedliche Korrekturen effizient (Casella, 1996). Somit sind die branchenspezifischen Inte-

ressen an einer Ausschaltung ausländischer Konkurrenz im Bereich arbeitsintensiver Produkte 

über eine Angleichung der Sozialstandards kein Argument.       

 

Als einziger Grund bleiben letztlich psychologische Spillovers in den Hochlohnländern, wenn 

altruistisch gesonnene Personen in reicheren Ländern mit höheren Standards von der Armut 

und den geringen Standards in den ärmeren Ländern betroffen sind (Brown/Deardorff/Stern, 

1996). Zum Abbau dieser Spillovers sind Sozialstandards aber ebenfalls keine Lösung, da sie 

entweder das Lohnniveau negativ beeinflussen oder die Arbeitslosigkeit steigern. Verstärkt 

regulierende Standards im Bereich der Kinderarbeit etwa helfen den Kindern nicht unbedingt, 

sondern stürzen sie über fehlende Einkommensmöglichkeiten tiefer in die Armut oder drän-

gen sie mit ihrem Arbeitsangebot möglicherweise in einen weniger stark regulierten Binnen-

marktsektor, indem der soziale Schutz und möglicherweise auch die Entlohnung noch niedri-

ger ausfallen. Damit schaden die Standards letztlich denen, denen sie nützen sollen12.     

 

Ein Systemwettbewerb hingegen kann auf dem Weg des Fortschritts und Wachstums die 

Standards frei nach Präferenz in den einzelnen Staaten angleichen. Diese Art der Angleichung 

ist vorzuziehen, da sie auf einem höheren Niveau stattfinden kann und den Aufholprozess der 

ärmeren Staaten nicht behindert (Sinn, 2001). Es werden effiziente Wanderungsbewegungen 

möglich, wenn jemand eine Präferenz für Länder mit höheren direkten Lohnbestandteilen hat. 

Auch sind private Lösungen ebenfalls denkbar: In vielen Ländern lässt sich ein Trend zu 

freiwilligen, privat ausgehandelten Standards erkennen. Beispiele sind die International Orga-

nization for Standardization (ISO) und die International Electrotechnical Commission (IEC) 

(Cassella, 1996, S.147). Einige Ökonomen verbinden diese Möglichkeit der Einführung eines 

                                                 
12 Eine wesentlich elegantere Lösung wäre die Anwendung des Coase-Theorems: Wenn jedes Land die Rechte 
auf die Einführung sozialer Standards hat, könnten reiche Länder arme Länder für die Implementierung der 
Standards kompensieren. Dies würde die Spillovers bis zu ihrem Optimum mindern und zudem über diese Ein-
kommensquelle auch die Einrichtung der Standards finanzierbar machen ohne Verzicht auf direkte Lohnbestand-
teile oder die Inkaufnahme von Arbeitslosigkeit. 
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Wettbewerbs durch die Hintertür auch wieder mit der Zähmung des staatlichen Leviathans. 

Sind einige der Standards in den Hochlohnländern nämlich aufgrund politökonomischer 

Gründe zu hoch, so kann ein Wettbewerb der Regulierungen diese abbauen und für ein präfe-

renzgerechtes Angebot sorgen (Persson/Roland/Tabellini, 1997, S.27f). Koordination in die-

sem Bereich sollte also unterbleiben. 

 

    

5. Fazit 
 

Föderalismus ist zugleich eine anziehende und problematische Regierungsform (Bed-

nar/Eskridge/Ferejohn, 1999). Die Zentralinstanz wird gebraucht, um gegenseitig glaubhaft zu 

erscheinen, doch mit der Schaffung dieser Instanz beginnt das Problem, dass diese sich ex 

post opportunistisch verhalten kann und vermehrt Gewalt an sich zu ziehen sucht. Genau dies 

ist auch in der Europäischen Union zu beobachten. Gleichzeitig gibt es auch in den einzelnen 

Nationalstaaten im Bereich der Sozialpolitik den Wunsch nach Europäisierung. Denn mit den 

Wohlstandsgewinnen, die mit Marktöffnung und Globalisierung einhergingen, entstanden in 

den reicheren Staaten zunehmende Anpassungslasten. Liebgewonnene soziale Errungenschaf-

ten drohen verloren zu gehen. Daher wird von vielen Seiten, seien es Politiker, Arbeitgeber- 

oder Arbeitnehmervertreter, die Ergänzung der Wirtschaftunion um eine soziale Dimension 

gefordert. Ebenso werden die ärmeren Länder sich nicht gegen einen Europäisierungsprozess 

wehren: Zwar werden sie sich gegen soziale Standards aussprechen, die ihnen komparative 

Vorteile nehmen, dafür werden sie für eine ausgedehnte Bereitstellung sozialer Leistungen 

auf EU-Ebene sein, verbunden mit dem Wunsch, einen Teil der Lasten für soziale Zwecke aus 

den Mitteln anderer Nationen finanziert zu erhalten.  

 

Das Vertragswerk der EU ist bisher relativ eindeutig vom Prinzip der Subsidiarität geprägt. 

Doch die ersten Aufweichungen und Verlagerungen in Richtung Zentralisierung sind schon 

auszumachen. Die Liste der sozialpolitischen Felder, die an die europäische Ebene delegiert 

werden, obwohl sie ein hohes Ausmaß heterogener Präferenzen und nur geringe Externalitä-

ten aufweisen, nimmt gerade im Bereich der sozialen Standards und Arbeitsmarktinstitutionen 

zu13. Das nötige Maß an Koordination ist längst überschritten. Dezentralere Lösungen sollten 

                                                 
13 Alesina et al. zeigen mithilfe eines �Eurobarometers� die Präferenzen bzgl. europäischer Harmonisierung 
einzelner Politikfelder auf. Dabei gelangen sie im Bereich der Sozialpolitik zu dem Schluss, dass die EU schon 
zu viele Aufgaben an sich gezogen hat (Alesina/Angeloni/Schuknecht, 2001).                                                              
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gewählt werden. Tab. 5 veranschaulicht dies für die einzelnen Felder der Sozialpolitik. Der 

Pfeil zeigt jeweils an, in welche Richtung es nach ökonomischen Kriterien gehen sollte.  
 

Tab. 5  Die Felder der Sozialpolitik 
Die Felder der Sozialpolitik Europäische Kon-

trolle 
Koordination Dezentrale Lösun-

gen 
Ordnungspolitische Rahmenbedingungen 
zur Wahrung von Freizügigkeit und 
Wettbewerb im sozialpolitischen Bereich 

       ←←←← X    

Direkte Eingriffe in die Entlohnung   X 
Arbeitsmarktinstitutionen  X    →→→→  
Sozialstandards  X    →→→→  
Soziale Sicherungssysteme    X 
Sicherung des Existenzminimums   X 
 

Für die ordnungspolitischen Rahmenbedingungen zur Wahrung des Wettbewerbs zwischen 

den nationalen sozialpolitischen Regelsystemen wurde ein Koordinationsbedarf festgestellt. 

Die Durchsetzung der Freizügigkeit auch zwischen den Sozialsystemen muss von der EU 

kontrolliert werden. Im Bereich der Sicherung des Existenzminimums ist für den Fall zuneh-

mender Mobilität eine koordinierte soziale Mindestsicherung überlegenswert, andererseits 

lassen sich bei koordiniertem Vorgehen nationale Präferenzen nicht mehr hinreichend berück-

sichtigen. Bislang kann man eine solche Koordination dank Immobilität noch unterlassen. 

Direkte Eingriffe in die Entlohnung, sollte ein Staat sich zu solchen entschließen, gehören 

hingegen genau wie die Arbeitsmarktinstitutionen und die Sozialstandards in die dezentral 

nationale Ecke. Eine Koordination stört lediglich eine optimale Präferenzbefriedigung. Im 

Bereich der Sicherungssysteme ist eine Harmonisierung nicht gefordert. Im Gegenteil kann 

ein Wettbewerb der Sozialversicherungen ganz im Sinne Tiebouts wirken. Notwendig ist al-

lerdings ein koordiniertes Vorgehen bzgl. der Rahmenbedingungen dieses Wettbewerbs. Hier 

lautet die Antwort auf die Entscheidung zwischen Wettbewerb und Koordination eindeutig: 

Koordination des Wettbewerbs. 

 

Es stellt sich auch im Bereich des Sozialen die Frage, ob Europa nicht zu weit geht (Alesi-

na/Wacziarg, 1999). Das Sozialbudget ist zwar noch gering, andererseits werden viele Um-

verteilungsströme versteckt in anderen Programmen: Hier ist z.B. die Agrarpolitik zu nennen 

� es existieren kaum internationale Spillovers in einem Maß, die einen Anteil der Agraraus-

gaben am EU-Budget von über 50% rechtfertigen. Sicherlich kann man derlei Umverteilungs-

ströme auch als Kompensation für die Beteiligung an einer Wirtschaftsunion sehen. Aber die 

Frage stellt sich, ob es nicht andere Kompensationsformen gibt, die geringere Wohlfahrtsver-

luste verursachen.  



 25 

Zudem ist festzustellen, dass die Zentralorgane der EU an Macht gewinnen. Die eingangs 

beschriebene Ausdehnung der Befugnisse des Parlamentes deutet darauf hin, dass in absehba-

rer Zeit in immer mehr Politikbereichen einzelstaatliche Interessen von einer europäischen 

Allgemeinheit überstimmt werden können. Die Zentrale gewinnt an Macht. Diese zunehmen-

de Macht der Zentrale lässt sich zumindest teilweise durch die Implementierung von Opting-

Out Klauseln beschränken. Dabei ist sowohl die Möglichkeit zum Austritt aus einzelnen Poli-

tikfeldern wie auch die Möglichkeit zum Austritt aus der gesamten Union denkbar. Eine sol-

che Sezessionsmöglichkeit begrenzt die Ausbeutungsmacht der dominierenden politischen 

Kraft (Buchanan/Faith, 1987). Europäische Nationalstaaten könnten weiterhin die heteroge-

nen Präferenzen ihrer Bürger erfüllen. Hauptsächlich dürften �soziale� Umverteilungsarran-

gements zu einer solchen Exitentscheidung führen. Denn ein einheitliches Umverteilungssys-

tem führt bei unterschiedlichen Institutionen in anderen Bereichen und inhomogenen Präfe-

renzen zu Ineffizienzen (Alesina/Perotti/Spolaore, 1995, S.756f). Dies nährt den Wunsch nach 

Sezession. Dabei kann es je nach Einkommensverteilung sowohl zu einer Sezession der rei-

cheren wie auch der ärmeren Länder kommen (Bolton/Roland, 1997). Es ist allerdings auf das 

Problem hinzuweisen, dass solche Exitentscheidungen nicht unbedingt gesamtwirtschaftlich 

effizient sind.         

 

Noch ist das Prinzip der Subsidiarität in den meisten Bereichen der Sozialpolitik weitgehend 

gewahrt. Es liegt an den einzelnen Nationalstaaten, dass dies so bleibt. Die Möglichkeiten 

sind vorhanden. Das Beispiel Großbritanniens, dass den Weg der Sozialcharta zunächst nicht 

mitgehen wollte und sich der Charta von 1989 bis 1997 mittels Opting-Out verweigerte, be-

weist: Noch ist es nicht zu spät!  
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